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EINWURF
Liebe Leserinnen,
liebe Leser,
mit der Entscheidung der SPD, Martin 
Schulz als Kanzlerkandidaten zu benen-
nen, ist Leben in die Auseinanderset-
zung um die Bundestagswahl gekom-
men. Das werte ich positiv.
Ansonsten rate ich sehr zu Gelassen-
heit. Nach dem ersten Hype um den 
neuen Kandidaten rücken Fragen nach 
seiner persönlichen Glaubwürdigkeit 
und natürlich nach seinen Inhalten in 
den Mittelpunkt. Zum Umgang mit 
Schulz finden Sie einen Artikel in die-
sem Newsletter.
Zu seinen Inhalten kann ich bisher nur 
Folgendes feststellen: Schulz steht für 
einen EU-Beitritt der Türkei, wir lehnen 
das ab; Schulz steht für Eurobonds und 
eine Vergemeinschaftung von Schulden, 
wir lehnen das ab; Schulz doziert über 
Armut und Ungleichheit in Deutsch-
land, redet das Land schlecht, nimmt 
aber in Kauf, dass eine Genossin bei VW 
für 13 Monate Arbeit 12 Mio. Euro Ab-
findung und eine monatliche Pension 
von 8.000 Euro erhält - gebilligt von füh-
renden Genossen im Aufsichtsrat!
Ich freue mich auf die inhaltliche Aus- 
einandersetzung mit Schulz und der 
SPD!

Herzliche Grüße
Ihr Patrick Schnieder

LANDWIRTSCHAFT
Neue Regeln für Düngemittel in der Landwirtschaft
Grundlagen für die Umsetzung der EU-Nitratrichtlinie
Die Neuordnung des Düngegesetzes 
und der Düngemittelverordnung sind 
beschlossen. Für die Landwirte erge-
ben sich hierdurch neue Regeln beim 
Ausbringen der Düngemittel. Die Dün-
gemittelverordnung regelt die Herstel-
lung, Kennzeichnung und Anwendung 
von Düngemitteln. Eine Änderung der 
Regelungen wurde notwendig, da bei 
Messungen wiederholt zu hohe Nitrat-
werte im Grundwasser festgestellt wur-
den. Dies ist ein Resultat der Düngung 
auf landwirtschaftlich genutzten Flä-
chen und wird von EU konsequent ge-

ahndet. Die Europäische Kommission 
hatte zuletzt ein Vertragsverletzungs-
verfahren gegen Deutschland eingelei-
tet. Die neuen Regelungen haben zum 
Ziel, die Nitratbelastung im Grundwas-
ser zu reduzieren. Gleichzeitig sollen sie 
aber keinen zu hohen bürokratischen 
Aufwand für die betroffenen Landwirte 
darstellen und weiterhin eine bedarfs-
gerechte Düngung ermöglichen.
Insbesondere die Einführung einer so-
genannten Stoffstrombilanz hat in den 
zurückliegenden Wochen für Diskussi-
onen gesorgt. In der Stoffstrombilanz 

Der Kompromiss bei der Düngemittelverordnung bringt neue Regeln für die Land-
wirtschaft. Davon sind auch Tierlandwirte in unserer Region betroffen.
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sollen künftig alle Düngemittel, die ein 
Betrieb selbst nutzt oder an andere Be-
triebe abgibt, erfasst werden. Wir haben 
dafür gekämpft, dass diese neue Erfas-
sung nicht ad hoc sondern stufenweise 
eingeführt wird, damit die Betriebe die 
Möglichkeit haben, sich darauf einzu-
stellen. Ab 2018 sollen zunächst ledig-
lich große Betriebe mit einer Nutzfläche 
von mehr als 30 Hektar zur Erfassung 
der Stoffstrombilanz verpflichtet wer-
den. Ab 2023 müssen dann auch Betrie-
be, die mehr als 20 Hektar Nutzfläche 
aufweisen die Bilanzierungsmethode 
anwenden. Durch die stufenweise Ein-
führung haben insbesondere kleine 
Betriebe ausreichend Zeit, sich auf die 
Änderung einzustellen. Kleinstbetriebe 
mit weniger als 15 Hektar Nutzfläche 
bleiben von der Regelung befreit.
Die Novellierung der Düngeverordnung 
sieht zudem eine Verlängerung der 
Sperrzeiten vor, in denen keine Dünge-
mittel verwendet werden dürfen. Der 
CDU/CSU-Fraktion war es besonders 
wichtig, dass die neuen Regelungen 
regionale Unterschiede bei der Nitrat-
belastung des Grundwassers würdigen 
und den Bundesländern ausreichend 
Gestaltungsspielraum bei der Kontrolle 
und Anwendung der Regelungen geben. 
So können beispielsweise die beschrie-
benen Sperrzeiten für die Verwendung 
von Düngemitteln je nach klimatischer 
Region um bis zu vier Wochen verscho-
ben werden. Darüber hinaus können die 
Bundesländer für Betriebe, die in nicht 
belasteten Gebieten angesiedelt sind, 
Entlastungen erlassen. Auf der anderen 
Seiten erhalten die Bundesländer aber 
auch die Möglichkeit, in besonders be-
lasteten Gebieten weitere strengere Re-
gelungen zu erlassen.
Die geschilderten Neuerungen bedeu-
ten zweifelsohne einen zusätzlichen 
Aufwand für Landwirte und landwirt-
schaftliche Betriebe. Dennoch halte ich 
den gefundenen Kompromiss für trag-
bar. Die Novellierung berücksichtigt 
stärker als bislang die Umwelterforder-
nisse bei Düngemitteln und kann da-
durch zur Reduzierung der Nitratbelas-
tung beitragen. Das steigert langfristig 
die Akzeptanz der landwirtschaftlichen 
Arbeit und gleichzeitig konnten wir ab-
wehren, dass die Betriebe mit noch hö-
heren Auflagen belastet werden.

BELGIEN

Vom 01. bis 03. Februar war ich gemein-
sam mit drei weiteren Mitgliedern der 
Deutsch-Belgisch-Luxemburgischen 
Parlamentariergruppe auf Delegations-
reise in Belgien. Auf dem Programm 
standen insbesondere Gespräche mit 
politischen Vertretern der verschiede-
nen Regionen und Gemeinschaften.
So sprachen wir beispielsweise mit der 
belgischen Energieministerin Marie 
Christine Marghem über die Kernkraft-
werke Tihange und Doel. Diese stellen 
aus meiner Sicht nach wie vor ein Sicher-
heitsrisiko für die ganze Region dar und 
sollten umgehend vom Netz genommen 
werden, solange nicht die Sicherheit zu 
100 Prozent von einer unabhängigen 
Expertenkommission bestätigt worden 
ist. Dies haben wir auch im Gespräch 
mit der Ministerin deutlich gemacht.
Mit dem Kabinettschef des belgischen 
Außenministers diskutierten wir über 

aktuelle Themen, wie den Brexit, die 
Entwicklung der transatlantischen Be-
ziehungen zu den USA, die Beziehun-
gen zur Türkei, aber auch die Flücht-
lingskrise. Hierbei wurde deutlich, dass 
die deutsch-belgischen Beziehungen 
sehr eng sind und auf gemeinsamen 
Grundüberzeugungen beruhen, insbe-
sondere dem Bekenntnis zu einem star-
ken Europa.
Neben diesen politischen Gesprächen 
wird mir insbesondere der Besuch des 
deutschen Soldatenfriedhofs in Lan-
gemark im Gedächtnis bleiben. Beim 
anschließenden Besuch im Passchenda-
ele Memorial Museum in Zonnenbeke 
konnten wir uns zudem über den Alltag 
der Soldaten während des ersten Welt-
kriegs in Belgien informieren. Weitere 
Stationen der Reise waren Gent, Namur 
und Eupen.

Parlamentarier zu Gesprächen in Belgien
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BUNDESTAGSWAHL
Kritische Auseinandersetzung ist wichtigstes Mittel der Demokratie
Spitzenkandidaten genießen besondere Aufmerksamkeit

WAHLKREIS
Unternehmensbesuch in Eisenschmitt

Die SPD gerät derzeit über die Nomi-
nierung ihres Spitzenkandidaten für die 
Bundestagswahl in regelrecht eksta-
tische Weltentrücktheit. Wer es wagt, 
Fragen zu Positionierungen und zurück-
liegenden Entscheidungen von Martin 
Schulz zu stellen, gerät ins Kreuzfeuer 
der Genossen. Den Unionsabgeordne-
ten, die Herrn Schulz an seinen Leis-
tungen und Meinungen messen, wurde 
jetzt reflexhaft vorgeworfen, sie wür-
den eine Schmutzkampagne führen. Ich 
kann mir über diese Reaktion nur die 
Augen reiben. Es ist für eine funktio-
nierende Demokratie lebensnotwendig, 

dass Haltungen, Entscheidungen und 
Aussagen hinterfragt und öffentlich 
diskutiert werden. Einen besonderen 
Fokus richtet die Öffentlichkeit dabei 
natürlich auf das Spitzenpersonal und 
die Spitzenkandidaten. Diese Aufmerk-
samkeit muss aushalten, wer sich um 
Spitzenpositionen bewirbt.
Herr Schulz muss sich, nach allem was 
bisher bekannt ist, die Fragen der poli-
tischen Mitbewerber und der Öffent-
lichkeit gefallen lassen. Diese kritischen 
Fragen sind weit weg von einer Schmutz-
kampagne. Wenn die SPD den Eindruck 
erweckt, unsere Kritik sei Majestätsbe-

leidigung, schadet sie ihrem Kandidaten 
und der öffentlichen Meinungsbildung. 
Die CDU wird Herrn Schulz an seinen 
Antworten und Entscheidungen mes-
sen, nicht an seiner Kampagne oder 
schönen Bildern. Diese Auseinander-
setzung ist richtig und notwendig. Wir 
werden kritisch hinterfragen und wir 
werden Haltung einfordern.
Wenn die SPD das nicht aushält, sagt 
das mehr über den Zustand der Partei 
und die Qualifizierung ihres Spitzenkan-
didaten als jedes andere Statement.

Stars und Sternchen, Regierungseinrichtungen, Un-
ternehmen: Wer eine roten Teppich ausrollen will, 
der kommt an den Produkten der Firma August Schär 
KG Mech. Kokosweberei nicht vorbei. Eigentümer 
Georg Fritzsche ist mit seinen Teppichen Weltspitze. 
In Eisenschmitt produziert er die begehrten roten 
und andersfarbige Teppiche für Kunden aus der gan-
zen Welt. Bei einem Unernehmensbesuch durfte ich 
mir die Produktion und die Arbeit an den Webstühlen 
anschauen.
Als Ortsbürgermeister von Eisenschmitt führte mich 
Herr Fritzsche auch durch den Ortskern. Auf dem 
Brunnen in der Dorfmitte ist die Geschichte des Ro-
mans „Das Weiberdorf“ von Clara Viebig nachzuvoll-
ziehen. Zudem gibt es ein Museum, dass sich eben-
falls dem Werk von Clara Viebig widmet und auch die 
Geschichte des Ortes erzählt.

Fotos: Schnieder
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VERKEHR
Mit Vollgas aus dem Investitionsstau
Der schleppende Aus- und Neubau der 
Bundesinfrastruktur hat in der Regel 
zwei Gründe, fehlende Investitionsmit-
tel sind jedoch keiner davon. Verzöge-
rungen gehen entweder darauf zurück, 
dass Umweltverbände über alle Instan-
zen gegen einzelne Projekte klagen und 
die Projekte in der Zwischenzeit brach-
liegen, oder dass die Länderbehörden, 
die für die planerische Begleitung von 
Bauvorhaben verantwortlich sind, von 
den Landesregierungen regelrecht ka-
puttgespart werden und in der Folge 
mit den verbliebenen Ressourcen die 
anstehende Arbeit nicht mehr bewälti-
gen können. In beiden Fällen setzt sich 
Rheinland-Pfalz deutschlandweit an die 
Spitze der unrühmlichen Beispiele. Da-
bei sind beide Probleme bekannt, und 
beide Probleme sind beherrschbar.
Um zu verhindern, dass Klagewellen 
die Umsetzung von zentralen Projek-
ten über lange Zeiträume lahmlegen, 
haben wir jüngst das Infrastrukturbe-
schleunigungsgesetz novelliert. Für 46 
bedeutende Bundesfernstraßenprojek-
te in Deutschland ist das Bundesverwal-
tungsgericht die erste und einzige Klag-
einstanz. Jeder Umweltverband und 
jeder Bürger kann klagen, aber wenn 
eine Klage nach eingehender Prüfung 
abgewiesen wird, kann sie nun nicht 
mehr vor etliche weitere Gerichte gezo-
gen werden. Dies ist ein sinnvoller ers-
ter Schritt.
Noch entscheidender wird es jedoch 
sein, die Planungsvorhaben spürbar 
zu beschleunigen und dafür zu sorgen, 
dass Landesregierungen die Umsetzung 
von Verkehrsprojekten nicht länger be-
liebig aufschieben können. Der Lücken-
schluss der A1 oder der Neubau der 
Schiersteiner Brücke sind nur die ein-
drücklichsten Beispiele, wie man auch 
in unserem Bundesland vom Bundestag 
beschlossene und vor Ort gewünschte 
Vorhaben scheitern lässt.
Andere Bundesländer arbeiten fleißiger 
und rüsten ihre Planungsbehörden eif-
rig auf, damit sie handlungsfähig sind. 
Rheinland-Pfalz baut seine Planungska-
pazitäten ab. Verkehrsminister Wissing 
möchte im ohnehin schon unterfinan-

zierten Landesbetrieb Mobilität (LBM) 
weitere 180 Stellen einsparen. Das 
Ergebnis ist, dass Gelder, die für Bun-
desprojekte in Rheinland-Pfalz gedacht 
sind, stattdessen in andere Bundeslän-
der fließen. Zuletzt im Januar konnte 
Verkehrsminister Wissing keine ausrei-
chenden Planungen vorlegen. Die Quit-
tung war, dass über 30 Mio. Euro an den 
Bund zurückgegeben werden mussten.
Diese Zustände sind für mich nicht 
tragbar. Wenn es Deutschland als Mo-
bilitäts- und Transportnation nicht 
gelingt, die Umsetzung der eigenen 
Verkehrsprojekte erheblich zu be-
schleunigen, dann werden wir diesen 
Titel nicht mehr lange halten. Und wir 
können uns nicht darauf verlassen, dass 
die mit SPD- und Grünen-Beteiligung 
regierten Länder von alleine zur Besin-
nung kommen. Daher hat sich die CDU/
CSU-Bundestagsfraktion auf Initiative 
von Verkehrsminister Dobrindt für die 
Gründung einer Infrastrukturgesell-
schaft ausgesprochen, die zunächst 
Autobahnen aus einer Hand plant, fi-
nanziert und baut. Damit können wir 
Reibungsverluste abbauen, Strukturen 
vereinfachen und Planungskapazitäten 
aufstocken. Gleichzeitig war uns wich-
tig, dass auch die Beschäftigten der 
Planungsbehörden der Länder von einer 
solchen Änderung profitieren. Aus zahl-
reichen Gesprächen mit Beschäftigten 
ist mir bekannt, dass der Wunsch nach 
besseren Rahmenbedingungen groß 
ist. Daher haben wir durchgesetzt, dass 
alle Arbeitnehmer unter den gleichen 
Bedingungen an ihrem bisherigen Ar-
beitsplatz bleiben können. Der einzige 
Unterschied wird sein, dass sie zur Er-
füllung ihrer Aufgaben mehr Ressour-
cen zur Verfügung haben werden.
Öffentlich-Private Partnerschaften – 
kurz ÖPP-Projekte – sollen weiterhin 
möglich sein. Bei ÖPP-Projekten wer-
den Bauvorhaben gemeinsam von der 
öffentlichen Hand und privatwirtschaft-
lichen Unternehmen realisiert. Derarti-
ge Kooperationsmodelle sind bereits 
seit vielen Jahren in Deutschland im 
Einsatz und haben nachweislich dazu 
geführt, dass etliche Projekte schneller 

fertiggestellt wurden. Dort, wo private 
Unternehmen dafür sorgen, dass Pro-
jekte zügiger und effizienter realisiert 
werden, halte ich es für sinnvoll. Gleich-
zeitig muss es weiterhin enge Regeln 
geben, damit die finanzielle Verantwor-
tung für Verzögerungen bei den priva-
ten Partnern liegt und keine Fehlanreize 
entstehen. Aber ich bin zuversichtlich, 
dass uns dies gelingen wird.
Am Ende geht es um die Frage, in wel-
cher Geschwindigkeit wir in Deutsch-
land unsere Zukunft baulich gestalten 
wollen. Ich halte die geplanten Ände-
rungen für absolut notwendig und über-
fällig.
Die Infrastrukturgesellschaft wird vor-
aussichtlich im März im Deutschen Bun-
destag zur Debatte stehen.
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... tobt ein Sturm der Entrüstung durch 
das Umweltministerium.
Dass sich eine Bundesministerin mit 
einer Kampagne gegen einen ganzen 
Wirtschaftszweig wendet, ist bis vor 
kurzem unvorstellbar gewesen. Ausge-
rechnet die Umweltministerin hat sich 
aber kürzlich öffentlichkeitswirksam ge-
gen  die deutschen Landwirte gestellt.
Durch unse-
ren Protest 
wurde die 
Kampagne 
eingestellt. 
Die JU hat 
dazu noch 
einen schö-
nen Kom-
mentar.
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